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1. Ziel dieser Norm ist die Sicherung
der militirischen Aufgabenerfiillung der
Vorgesetzten und aller Militérpersonen
vor rechtswidrigen Angriffen und der
strafrechtliche Schutz der Autoritdt der
Vorgesetzten und anderer Militirperso-
nen, die mit der Erfiillung dienstlicher
Aufgaben betraut wurden. Zugleich ist
es Anliegen dieses Gesetzes, Stérungen
in den sozialistischen Beziehungen zwi-
schen den Militdrpersonen zu verhin-
dern.

2. Zum Begriff Vorgesetzter vgl. § 257
Anm. 5, zum Begriff Wache und Streife
vgl. § 261 Anm. 2—4.

Unter anderen Militirpersonen im
Sinne des Gesetzes sind alle Militérper-
sonen zu verstehen, die, obwohl sie nicht
Vorgesetzte sind oder zu einer Wache
oder Streife gehoren, dienstliche Auf-
gaben verrichten (z. B. Meldungen iiber-
bringen, Transportaufgaben 16sen). Da-
bei kann es sich um Dienstgradgleiche,
um Dienstgradhdhere, aber - auch um
Dienstgradniedere handeln. Der Téter
und der Angegriffene konnen auch ver-
schiedenen bewaffneten Organen ange-
horen (z. B. NVA und VP-Bereitschaf-
ten).

Zu den anderen Militdrpersonen zdhlen
immer die Tagesdienste (z. B. OvD, OvP,
UvD, Diensthabender des medizinischen
Punktes), soweit sie nicht Vorgesetzte
im Sinne der militdrischen Bestimmun-
gen sind (vgl. dazu DV 010/0/003).

3. Erfiillung dienstlicher Pflichten
bzw. die Ausiibung der Dienstpflichten
sind alle auf Grund militdrischer Be-
fehle und anderer militdrischer Be-
stimmungen (z. B. Direktiven, Anord-
nungen, Ordnungen, Dienstvorschriften,
Instruktionen)  durchgefiihrten  oder
durchzufiihrenden MafBnahmen. So han-
delt z. B. der Offizier, der eine in Urlaub
befindliche Militdrperson zur Ordnung
ermahnt, grundsétzlich in Erfiillung
dienstlicher Pflichten, auch dann, wenn
er sich selbst in Urlaub befindet (vgl.
DV 010/0/003).
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Zu den dienstlichen Pflichten gehdren
auch solche gesellschaftlichen Tétigkei-
ten, die in militdrischen Vorschriften
(Direktiven, Melde- und Untersuchungs-
ordnung usw.) geregelt sind und die
dienstlich organisiert oder durchgefiihrt
und von Vorgesetzten befohlen oder
genchmigt werden (z. B. Tétigkeit der
Militarschoffen). Der Dienstpflichten-
begriff darf jedoch nicht zu weit ausge-
legt werden. Ein Wehrdienstverhéltnis
bzw. ein Tagesablaufplan allein reichen
nicht aus, Dienstpflichten im Sinne des
Tatbestandes zu begriinden. Nimmt
z. B. jemand den genchmigten Urlaub
oder Ausgang wahr, werden damit allein
noch nicht dienstliche Pflichten erfiillt.
Der Tatbestand kann jedoch dadurch
erfillt sein, da z. B.'ein Dienstgrad-
gleicher deshalb angegriffen wird, weil
er seinen Dienst ordnungsgemifl ver-
sieht und der Titer ihn durch die im
Gesetz beschriebenen Mittel davon ab-
halten will.

Zwischen der militdrischen Pflichterfiil-
lung und der Dienstausiibung und dem
Angriff, Widerstand oder der Notigung
ist ein unmittelbarer Zusammenhang
notwendig.

4. Ein titlicher Angriff setzt Gewalt,
d. h. die Anwendung physischer Kraft
gegen die geschiitzte Militdrperson vor-
aus. Zur Erfiillung des Tatbestandes ist
ein Erfolg, z. B. eine Korperverletzung,
nicht erforderlich.

Begehungsarten sind der titliche An-
griff, die Hinderung durch Widerstand
und die Notigung zur Vornahme oder
zum Unterlassen einer Handlung. Zur
Hinderung durch Widerstand vgl. § 212
Anm. 6, zur Notigung vgl. § 129. Bei
§ 267 muf} die durch Nétigung erzwun-
gene Handlung immer im Zusammen-
hang mit der Ausiibung der Dienst-
pflichten stehen. Sie kann erfolgen, um
eine notwendige disziplinarische Bestra-
fung zu verhindern, eine Meldung an die
Vorgesetzten zu vereiteln, einen Urlaub
Zu erzwingen Usw.

§ 267 ist nicht anzuwenden, wenn die



	591

	Militärstraftaten


	§267


